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Neues Ausländergesetz
Arbeitsbewilligungen 
mit der Schaffung von Lehrstellen verknüpfen
Aus bildungs- und integrationspolitischer Sicht ist es sinnvoll, das bereits bestehende Potenzial auf dem Schweizer Arbeitsmarkt möglichst gut auszuschöpfen. Zum Beispiel indem Arbeitsbewilligungen von der Schaffung von Ausbildungsplätzen abhängig gemacht werden. So können die Arbeitgeber für ihre sozialpolitische Verantwortung sensibilisiert werden. 

Das Ausländergesetz wird sicherlich vom Parlament in der Herbstsession verabschiedet, da es nur noch zwei Differenzen zwischen National- und Ständerat gibt. Leider haben die Räte die Vorlage des Bundesrats deutlich verschlechtert. Das Gesetz ist sehr weit davon entfernt, der Forderung nach einer Gleichbehandlung aller Ausländerinnen und Ausländer, die dauerhaft in unserem Land wohnen dürfen, gerecht zu werden.
Travail.Suisse bedauert im Besonderen die Verschärfung der Bedingungen für den Familiennachzug (kein Recht auf Familiennachzug, sondern lediglich eine der Einschätzung der Kantone überlassene Möglichkeit für die Inhaber einer Aufenthaltsbewilligung). Es ist auch bedauerlich, dass die Niederlassungsbewilligung nach einem Aufenthalt von zehn Jahren kein Recht mehr ist, sondern lediglich eine Kann-Vorschrift.
Es braucht eine Verfügung für die Papierlosen im Gesetz
Was die Papierlosen betrifft, so sollte der Nationalrat die Möglichkeit, die Situation von Menschen, die sich seit mehr als vier Jahren illegal in der Schweiz aufhalten, zu legalisieren, wieder in den Artikel 30 aufnehmen. Das ist ein Minimum, da keine Lösung für eine Teillegalisierung gefunden werden konnte.
Die einzige positive Differenz zwischen den Räten betrifft Artikel 22, also die Schaffung von Ausbildungsplätzen. Der Ständerat nahm eine Verfügung aus der Vorlage des Bundesrats wieder auf, die der Nationalrat gestrichen hatte. Diese Verfügung sieht vor, dass die Arbeitgeber als Gegenleistung für die Arbeitsbewilligungen, die sie erhalten, Ausbildungsplätze schaffen.
Diese Bestimmung ist durch die Wettbewerbsverzerrung zwischen den Unternehmen, die Jugendliche in der Schweiz ausbilden, und jenen, die qualifiziertes Personal vor allem im Ausland rekrutieren, durchaus gerechtfertigt. So wird das Verantwortungsgefühl der Arbeitgeber geweckt, damit sie vermehrt das verfügbare Potenzial auf dem einheimischen Markt ausschöpfen.
Ausserdem vereinfacht das Abkommen über den freien Personenverkehr die Rekrutierung von Arbeitskräften für die Arbeitgeber deutlich. Es ist daher richtig, von jenen, die zusätzliche Arbeitsbewilligungen für qualifizierte Arbeitnehmer aus dem Ausland erhalten, eine Gegenleistung zu verlangen. 
Der derzeitige Mangel an Lehrstellen und die hohe Arbeitslosenrate bei den Jugendlichen sind weitere Punkte, die dafür sprechen, den Artikel 22 im Gesetz beizubehalten.
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